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Editorial

Sehr geehrte Leserin,
sehr geehrter Leser,

das Jahr neigt sich langsam dem
Ende zu. Offenbar hat der VIII.
Zivilsenat beim BGH im Laufe des
Jahres etwas an Schwung verloren,
so wenig kam aus seinem Ressort in
den letzten Monaten. Dagegen kann
der V. Zivilsenat weiterhin mit
Rechtsentwicklungen aufwarten.

Far Bautrdger wenig erfreuliche

Gestaltungseinschrdnkungen erge-
ben sich aus der Abnahme-
Entscheidung, deren Inhalt -

Kurze Meldungen

Gewahrleistungsfrist fir Photo-
voltaikanlagen

Nach einem aktuellen Urteil des
BGH betragt die gesetzliche Ge-
wahrleistungsfrist fir Photovoltaik-
anlagen nicht 5 Jahre, sondern nur 2
Jahre. Die auf dem Dach einer
Scheune angebrachte Photo-
voltaikanlage sei kein Bauwerk.
Bauwerk sei allein die Scheune
selbst, auf deren Dach die Anlage
montiert worden sei. Die Bauteile
der Photovoltaikanlage seien weder
Gegenstand von Erneuerungs- oder
Umbauarbeiten der Scheune, noch
seien sie fur deren Konstruktion,
Bestand, Erhaltung oder Benutzbar-
keit von Bedeutung. Auf die gelie-
ferte Anlage seien daher die Rege-
lungen fiir Mobilien und nicht die
fur Immobilien anzuwenden (§ 438
Abs. 1 Nr. 2 bzw. 3 BGB), BGH-
Urteil vom 9.10.2013, VII ZR
318/12.

gleichwohl hdchstrichterlich noch
nicht entschieden - Fachkreise
kaum verwundern durfte. Anders
dagegen brachte die Entscheidung
der dinglichen Haftung der Woh-
nung fur ruckstandiges Hausgeld
sicherlich die Fachkreise zum Stau-
nen. Schlieflich hat der BGH die
gesamte herrschende Rechtsauffas-
sung mit Rang und Namen auf die
Platze verwiesen und sich einer
winzigen Mindermeinung
angeschlossen. Es gibt also doch
keine  dingliche Haftung. Zu

Unwirksamer
ausschluss

Gewaéhrleistungs-

Im Urteil vom 9.10.2013 erklarte
der BGH einen formularméaRigen
Gewdhrleistungsausschluss  eines
Auktionshauses fiir unwirksam. Der
Anspruchsausschluss sei nach § 309
Nr. 7a BGB unwirksam, weil die
Geschaftsbedingungen nicht auch
die Einschrénkung vorséhen, dass
der Ausschluss nicht gelten solle fir
vom Formularverwender fahrlassig
verursachte Schaden aufgrund der
Verletzung des Lebens, des Korpers

oder der Gesundheit, (VIII ZR
224/12).
Einsicht in  Verbrauchsdaten

anderer Mieter

Nach einem Urteil des LG Berlin
vom 12.7.2013 hat ein Mieter zur
Prifung der Richtigkeit der Be-
triebskostenabrechnung auch An-
spruch auf Einsichthahme in die
Heizkostenabrechnungen der ubri-
gen Mieter im Hause. Nur so kdnne
der Mieter priifen, ob die Summe
der Einzelverbrduche dem angege-
benen Gesamtverbrauch entspreche
(65 S 141/12), IBR-Online.

dingliche Haftung. Zu beachten sind
auch die EnEV-Neuerungen, de
2014 in Kraft treten werden und fiir
schwach isolierte Geb&ude schwie-
rige Zeiten ankiindigen. Vergessen
Sie auch nicht den Weihnachtsver-
walterstammtisch, bei dem es wie-
der einen Jahresriickblick Uber die
fir den Verwalter und Bautrager
wichtigsten  Entscheidungen  der
vergangenen 12 Monate geben wird.

Es grufit herzlich
Ihr Anwalt

Heinz G. Schultze

Bemessungsgrundlage Grund-
erwerbssteuer
Der BFH hat mit Urteil vom

17.4.2013 entschieden, dass vom
Kéufer im Kaufvertrag ubernom-
mene Nebenkosten nicht fur Be-
messung der Grunderwerbssteuer
herangezogen werden dirfen. Viel-
fach wird in Grundstiickskaufver-
trdgen vereinbart, dass der Ké&ufer
Nebenkosten wie z.B. Notarkosten
oder Maklergebiihren etc. neben
dem Kaufpreis Ubernimmt. Diese
Kosten stellen nach den Ausfiihrun-
gen der Minchener Bundesrichter
indessen  keine  Gegenleistung
(Kaufpreis) dar und konnten daher
nicht als steuerliche Bemessungs-
grundlage beriicksichtigt werden.
Anders verhalte sich dies nur, wenn
der Verkdufer im Kaufvertrag die
Grunderwerbssteuer vom Kaufpreis
in Abzug bringe. (In diesem Fall ist
es steuerlich giinstiger, den Kauf-
preis ohne entsprechenden Hinweis
zu mindern), 11 R 1/12, DB 2013,
1588.
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Schultze
Kommentar zu Text
1) Die in § 437 Nr. 1 und 3 bezeichneten Ansprüche verjähren
2. in fünf Jahren
a) bei einem Bauwerk und
b) bei einer Sache, die entsprechend ihrer üblichen Verwendungsweise für ein Bauwerk verwendet worden
ist und dessen Mangelhaftigkeit verursacht hat, und
3. im Übrigen in zwei Jahren.



Schultze
Kommentar zu Text
7. (Haftungsausschluss bei Verletzung von Leben, Körper, Gesundheit und bei grobem Verschulden)
a) (Verletzung von Leben, Körper, Gesundheit)
ein Ausschluss oder eine Begrenzung der Haftung für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des
Körpers oder der Gesundheit, die auf einer fahrlässigen Pflichtverletzung des Verwenders oder einer
vorsätzlichen oder fahrlässigen Pflichtverletzung eines gesetzlichen Vertreters oder Erfüllungsgehilfen
des Verwenders beruhen;



Immobilienrecht

Gegenstand der Teilungsversteigerung kann auch ein Grundstiick einer GbR sein

“ep |\ Bumdesvery -

Im Beschluss vom 16.5.2013
stellte der BGH fest, dass ein
Grundstiick einer GbR im Rah-
men einer Teilungsversteigerung
verwertet werden kdnne. Die
Anerkennung der Rechtsfahig-
keit der GbR éandere hieran
nichts.

Die Beteiligten erwarben 1986
als Gesellschaft burgerlichen
Rechts (GbR) ein Grundstiick in
Berlin. Im Laufe der Jahre kam
es zu Spannungen zwischen den
Gesellschaftern. Einer der Ge-
sellschafter kindigte daraufhin
die Gesellschaft. Danach bean-
tragte er die Teilungsversteige-
rung des Grundstiicks, die vom
Vollstreckungsgericht auch an-
geordnet wurde. Ein anderer
Gesellschafter beantragte die
einstweilige  Einstellung  des
Verfahrens, da er die Teilungs-
versteigerung flr rechtlich unzu-
lassig erachtete. Dieser Antrag
wurde zuriickgewiesen. Hierge-
gen legte der Gesellschafter
Beschwerde ein. Das Beschwer-
degericht bewertete die Anord-
nung der Teilungsversteigerung
als rechtméflig. Das Grundstlick
einer GbR gehoére den Gesell-
schaftern zwar nicht gemein-
schaftlich, sondern nur der Ge-
sellschaft selbst. Es konne
gleichwohl im Wege der Tei-
lungsversteigerung verwertet
werden, wenn die Gesellschaft
wirksam gekiindigt worden sei.

Denn die Vorschriften ber die
Teilungsversteigerung wiirden in
8§ 731 Satz 2, 753 Abs. 1 BGB
fur anwendbar erklart.

Der BGH schloss sich dieser
Rechtsansicht an. Die Zul&ssig-
keit der Teilungsversteigerung
ergabe sich nicht mehr unmittel-
bar aus § 180 Abs. 1 ZVG. Denn
das Grundstick einer GbR stehe
in deren Alleineigentum und
nicht im gemeinschaftlichen
Eigentum ihrer Gesellschafter
(BGH-Beschluss vom 4.12.2008,
V ZB 74/08, ZIV 2009, 2). Dass
die GbR nach § 47 Abs. 2 GBO
unter Angabe ihrer Gesellschaf-
ter einzutragen sei, &ndere hieran
nichts (BGH-Beschluss vom
2.12.2010 - V ZB 84/10, ZIV
2010, 1).

Die Zulassigkeit der Teilungs-
versteigerung  eines  Gesell-
schaftsgrundstiicks ergébe sich
aber daraus, dass fur die Ausei-
nandersetzung des Vermdgens
einer gekiindigten GbR nach §
731 Satz 2 BGB die Regeln der
Gemeinschaft gelten und die
Teilung eines Grundstiicks da-
nach gemaR § 753 Abs. 1 BGB
durch Teilungsversteigerung zu
erfolgen habe. Daraus folge nach
herrschender Ansicht, dass auch
das Grundstiick einer GbR im
Wege der Teilungsversteigerung,
flr die dann die Vorschriften der
88 181 bis 184 zZVG Geltung
beanspruchten, versteigert wiir-
den.

Umstritten sei hingegen die Fra-
ge, wer bei Grundsticken einer
GbR zur Stellung des Antrages
auf Teilungsversteigerung be-
rechtigt sei. Der BGH entschied
nunmehr, dass jedem einzelnen
Gesellschafter ein Antragsrecht

zustehe. Hierflr spréache der
Wortlaut der maRgeblichen Vor-
schriften in § 753 Abs. 1 und 8§
180 bis 184 ZVG. Erforderlich
und ausreichend sei, dass der
Gesellschafter als Mitberechtig-
ter im Grundbuch eingetragen
sei. Eines Titels bedUrfe es nicht.

Eine Einschrankung der Tei-
lungsversteigerung aufgrund
eines Antrages eines Gesell-
schafters gebiete auch nicht der
Umstand, dass zuvor eine wirk-
same Kundigung der Gesell-
schaft erfolgen misse. Im Tei-
lungsversteigerungsverfahren
werde nur deren Abgabe und
Zugang, nicht aber deren rechtli-
che Wirksamkeit geprift. Haufig
verhalte es sich so, dass es zwi-
schen den Gesellschaftern zu
Meinungsverschiedenheiten
daruber komme, ob die erklarte
Kindigung wirksam sei. Hierauf
komme es maligeblich nicht an.
Der Gesetzgeber wolle die Last
eines gerichtlichen Verfahrens
zur Prufung dieser Streitfrage
nicht dem aufhebungswilligen
Gesellschaftern, sondern seinen
Teilhabern auferlegen, die die
Zwangsversteigerung verhindern
wollten. Ein Zwang auf Feststel-
lung der Rechtmé&Rigkeit der
Kindigung oder zur Duldung
der Zwangsversteigerung schaffe
nicht unerhebliche und letztlich
auch unnotige Prozesskosten.
Auch werde die Auseinanderset-
zung ohne Not unndtig er-
schwert und verzigert. Es sei
daher eher dem Teilhaber, der
sich gegen die Teilungsverstei-
gerung wende, zuzumuten, einen
Rechtsstreit  einzuleiten.  Die
GbR und auch die Ubrigen Ge-
sellschafter konnten ihre Rechte
mit einer Widerspruchsklage
analog § 771 ZPO wahrnehmen.
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Schultze
Kommentar zu Text
§ 731 Verfahren bei Auseinandersetzung
Die Auseinandersetzung erfolgt in Ermangelung einer anderen Vereinbarung in Gemäßheit der §§ 732 bis 735. Im
Übrigen gelten für die Teilung die Vorschriften über die Gemeinschaft.


Schultze
Kommentar zu Text
§ 753 Teilung durch Verkauf
(1) Ist die Teilung in Natur ausgeschlossen, so erfolgt die Aufhebung der Gemeinschaft durch Verkauf des
gemeinschaftlichen Gegenstands nach den Vorschriften über den Pfandverkauf, bei Grundstücken durch
Zwangsversteigerung und durch Teilung des Erlöses. Ist die Veräußerung an einen Dritten unstatthaft, so ist der
Gegenstand unter den Teilhabern zu versteigern.


Schultze
Kommentar zu Text
§ 181
(1) Ein vollstreckbarer Titel ist nicht erforderlich.
(2) Die Zwangsversteigerung eines Grundstücks, Schiffs, Schiffsbauwerks oder Luftfahrzeugs darf nur angeordnet werden, wenn der Antragsteller als Eigentümer im Grundbuch, im Schiffsregister, im Schiffsbauregister oder im Register für Pfandrechte an Luftfahrzeugen eingetragen oder Erbe eines eingetragenen Eigentümers ist oder wenn er das Recht des Eigentümers oder des Erben auf Aufhebung der Gemeinschaft ausübt. Von dem Vormund oder dem Betreuer eines Miteigentümers kann der Antrag nur mit Genehmigung
des Vormundschaftsgerichts gestellt werden.
(3)
(4) Die Vorschrift des § 17 Abs. 3 findet auch auf die Erbfolge des Antragstellers Anwendung.

§ 182
(1) Bei der Feststellung des geringsten Gebots sind die den Anteil des Antragstellers belastenden oder mitbelastenden Rechte an dem Grundstück sowie alle Rechte zu berücksichtigen, die einem dieser Rechte vorgehen oder gleichstehen.
(2) Ist hiernach bei einem Anteil ein größerer Betrag zu berücksichtigen als bei einem anderen Anteil, so erhöht sich das geringste Gebot um den zur Ausgleichung unter den Miteigentümern erforderlichen Betrag.

§ 183
Im Falle der Vermietung oder Verpachtung des Grundstücks finden die in den §§ 57a und 57b vorgesehenen Maßgaben keine Anwendung.

§ 184
Ein Miteigentümer braucht für sein Gebot keine Sicherheit zu leisten, wenn ihm eine durch das Gebot ganz oder teilweise gedeckte Hypothek, Grundschuld oder Rentenschuld zusteht.



Schultze
Kommentar zu Text
§ 771 Drittwiderspruchsklage
(1) Behauptet ein Dritter, dass ihm an dem Gegenstand der Zwangsvollstreckung ein die Veräußerung
hinderndes Recht zustehe, so ist der Widerspruch gegen die Zwangsvollstreckung im Wege der Klage bei dem
Gericht geltend zu machen, in dessen Bezirk die Zwangsvollstreckung erfolgt.
(2) Wird die Klage gegen den Gläubiger und den Schuldner gerichtet, so sind diese als Streitgenossen anzusehen.
(3) Auf die Einstellung der Zwangsvollstreckung und die Aufhebung der bereits getroffenen
Vollstreckungsmaßregeln sind die Vorschriften der §§ 769, 770 entsprechend anzuwenden. Die Aufhebung einer
Vollstreckungsmaßregel ist auch ohne Sicherheitsleistung zulässig.



Die Teilungsversteigerung wer-
de zwar allein durch Erhebung
einer solchen Klage nicht auf-
gehalten. Das Prozessgericht
kénne aber analog 88 771 Abs.
3, 769 ZPO mit einer einstweili-
gen Anordnung die Einstellung
des Verfahrens anordnen.

Die Zuruckweisung des Antrags
des Gesellschafters auf einstwei-
lige Einstellung der Teilungsver-
steigerung nach § 180 Abs. 2
ZVG sei ebenfalls rechtméRig

Mietrecht

SCHULTZE "5

erfolgt. Nach dieser Vorschrift
konne die Teilungsversteigerung
fir die Dauer von langstens ei-
nem Jahr auf Antrag eines Mit-
eigentiimers einstweilen einge-
stellt werden, wenn dies unter
Abwégung der widerstreitenden
Interessen aller Miteigentiimer
angemessen erscheine. Hiermit
wolle der Gesetzgeber Verstei-
gerungen verzdgern, die von
einem wirtschaftlich Stérkeren
moglicherweise  zur  Unzeit
durchgesetzt wiirden. Einwénde

gegen die RechtmaRigkeit der
Teilungsversteigerung fielen
hierunter indessen nicht. Eben
solche Umstdnde mache der
Gesellschafter aber geltend. Er
begehre keinen Aufschub der
Teilungsversteigerung, sondern
vielmehr deren Verhinderung.
Dem diene indessen nicht die
einstweilige Einstellung nach §
180 Abs. 2 ZVG, sondern die
erwéhnte Widerspruchsklage
nach § 771 ZPO analog (V_ZB
198/12).

Zum Missbrauch der Kindigungsvorschriften bei der Zwangsversteigerung

Im Jahre 2009 wurde eine Woh-
nung in Garmisch-Partenkirchen
zwangversteigert. Die vormals
als Feriendomizil genutzte Woh-
nung wurde dauerhaft von einer
Mieterin bewohnt. Der Mietver-
trag war zwischen der Mieterin
und den vormaligen gemeinsa-
men Eigentimern, ihrem Vater
und ihrem Bruder geschlossen
worden. Die Mieterin erklarte
den Erstehern auf Nachfrage,
dass sie nur zur Zahlung der
laufenden Betriebskosten miet-
vertraglich verpflichtet sei. Eine
Nettokaltmiete  schuldete sie
aufgrund vertraglicher Abrede
auch Uber das — zwischenzeitlich
eingetretene Ableben — des Va-
ters nicht, wenn sie ihn wie ver-
sprochen bis dahin gepflegt hat-
te. Betriebskosten zahlte sie in
der Folgezeit gleichwohl nicht.

Die Ersteher kundigten das
Mietverhéltnis wegen Zahlungs-
verzugs aulerordentlich und
fristlos und verlangten Nut-
zungsentschadigung in Hohe von
gut 17.000 € sowie Raumung der
Wohnung. Das Amtsgericht wies
die Klage ab. Ein Anspruch auf
Bezahlung von errechneten mo-
natlich 864 € Miete sei nicht
vereinbart. Die Ersteher seien in
den Mietvertrag ohne Netto-
kaltmiete nach 88 57 ZVG, 566
BGB eingetreten. Danach seien
nur Betriebskosten geschuldet.
Die Mieterin habe unwiderspro-
chen vorgetragen, dass Voraus-
zahlungen auf die Betriebskosten
nur vierteljahrlich im Nachhi-
nein zu erfolgen hatten. Deshalb
habe sich die Beklagte bei Zu-
gang der Kundigung nicht mit
zwei Zahlungsterminen in Rick-
stand befunden. Die Berufung
war erfolglos. Auf die Revision
hin wurde das Urteil aufgehoben
und der Rechtsstreit zurtick ver-
wiesen.

Der Bundesgerichtshof fuhrte in
seinem Urteil vom 18.9.2013
aus, dass der Tatsachenvortrag
der Mieterin unglaubwiirdig sei
und daher vom Berufungsgericht

weiter zu erhellen sei. Mit den
vorliegenden Fakten kénnte ein
Raumungs- und Zahlungsan-
spruch der Ersteher nicht abge-
lehnt werden. So habe die Miete-
rin im Prozess eine Kopie eines
Mietvertrages vorgelegt. Ein
Original vermochte sie nicht
beizubringen. Wie es zur Erstel-
lung und Ubergabe der Ver-
tragskopie gekommen sei und
warum sie kein Original vorle-
gen konne, habe die Mieterin
nicht erklaren konnen. Auch
konnte nicht erklart werden,
warum die Mieterin den Miet-
vertrag nicht schon im Rahmen
des Zwangsverwaltungsverfah-
rens dem Zwangsverwalter vor-
gelegt habe. Der als Zeuge ein-
vernommene  Bruder konnte
nicht erklaren, wie es sein kon-
ne, dass er zusammen mit sei-
nem Vater und seiner Schwester
einen schriftlichen Mietvertrag
abgefasst habe, dem Zwangs-
verwalter aber gegeniber erklart
habe, es gabe nur einen mundli-
chen Mietvertrag. Das angebli-
che Vergessen sei nicht Uber-
zeugend, zumal der Zeuge als
tatiger Immobilienkaufmann
diesen inhaltlich ungewdhnli-
chen Mietvertrag abgeschlossen
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Schultze
Kommentar zu Text
(1) Das Prozessgericht kann auf Antrag anordnen, dass bis zum Erlass des Urteils über die in den §§ 767, 768
bezeichneten Einwendungen die Zwangsvollstreckung gegen oder ohne Sicherheitsleistung eingestellt oder
nur gegen Sicherheitsleistung fortgesetzt werde und dass Vollstreckungsmaßregeln gegen Sicherheitsleistung
aufzuheben seien. Es setzt eine Sicherheitsleistung für die Einstellung der Zwangsvollstreckung nicht fest, wenn
der Schuldner zur Sicherheitsleistung nicht in der Lage ist und die Rechtsverfolgung durch ihn hinreichende
Aussicht auf Erfolg bietet. Die tatsächlichen Behauptungen, die den Antrag begründen, sind glaubhaft zu
machen.
(2) In dringenden Fällen kann das Vollstreckungsgericht eine solche Anordnung erlassen, unter Bestimmung einer
Frist, innerhalb der die Entscheidung des Prozessgerichts beizubringen sei. Nach fruchtlosem Ablauf der Frist wird
die Zwangsvollstreckung fortgesetzt.


Schultze
Kommentar zu Text
(2) Die einstweilige Einstellung des Verfahrens ist auf Antrag eines Miteigentümers auf die Dauer von längstens sechs Monaten anzuordnen, wenn dies bei Abwägung der widerstreitenden Interessen der mehreren Miteigentümer angemessen erscheint. Die einmalige Wiederholung der Einstellung ist zulässig. § 30b gilt entsprechend.



Schultze
Kommentar zu Text
Ist das Grundstück einem Mieter oder Pächter überlassen, so finden die Vorschriften der
§§ 566, 566a, 566b Abs. 1, §§ 566c und 566d des Bürgerlichen Gesetzbuchs nach Maßgabe
der §§ 57a und 57b entsprechende Anwendung.


Schultze
Kommentar zu Text
§ 566 Kauf bricht nicht Miete
(1) Wird der vermietete Wohnraum nach der Überlassung an den Mieter von dem Vermieter an einen Dritten
veräußert, so tritt der Erwerber anstelle des Vermieters in die sich während der Dauer seines Eigentums aus dem
Mietverhältnis ergebenden Rechte und Pflichten ein.
(2) Erfüllt der Erwerber die Pflichten nicht, so haftet der Vermieter für den von dem Erwerber zu ersetzenden
Schaden wie ein Bürge, der auf die Einrede der Vorausklage verzichtet hat. Erlangt der Mieter von dem Übergang
des Eigentums durch Mitteilung des Vermieters Kenntnis, so wird der Vermieter von der Haftung befreit, wenn
nicht der Mieter das Mietverhältnis zum ersten Termin kündigt, zu dem die Kündigung zulässig ist.



haben soll. Es bestiinden daher
erhebliche Zweifel an der Rich-
tigkeit des vorgetragenen Sach-

SCHULTZE "5

verhalts, zumal der Zeuge auch
ein personliches Interesse daran
habe, seiner Schwester die aus

dem Familienbesitz stammende
Wohnung zu erhalten, VIII ZR
297/12.

Zum Eintritt in den mietvertraglichen Kindigungsausschluss

Die Mieterin mietete 1988 in
Berlin eine Wohnung in einem
Berliner Mehrfamilienhaus mit
drei Einheiten an. Im Mietver-
trag war vereinbart, dass die
Vermieterin das Mietverhaltnis
grundsatzlich  nicht aufldsen
konne. Nur in besonderen Aus-
nahmeféllen sollte der Mietver-
trag unter Einhaltung der gesetz-
lichen Kundigungsfristen kind-
bar sein, wenn wichtige, berech-
tigte Interessen der Vermieterin
eine Beendigung des Mietver-
héltnisses notwendig machten.
Nach dem mehrfachen Verkauf
des Hauses legten die neuen
Vermieter zwei Wohnungen zu
einer Wohnung im Haus zu-

Gewerbemietrecht

sammen und bewohnten diese
Flachen selbst.

Die Vermieter kiindigten das
Mietverhéltnis ordentlich u.a.
auch wegen Eigenbedarfs, weil
sie die andere Wohnung der
Schwester der Vermieterin tber-
lassen wollten. Die Mietern wi-
dersprach der Kindigung unter
Berufung auf verschiedene Hér-
tegrinde. Die R&aumungsklage
der Vermieter wurde vom AG
Berlin-Schoneberg abgewiesen.
Auf die Berufung hin wurde das
Urteil aufgehoben und der R&u-
mungsklage stattgegeben. Die
Revision der Mieterin hatte Er-
folg. Der BGH hob mit Urteil
vom 16.10.13 das landgerichtli-
che Urteil auf und verwies den

Rechtsstreit an eine andere
Kammer des Landgerichts zur
weiteren Verhandlung.

Die Richter des VIII. Zivilsena-
tes begrindeten ihre Entschei-
dung mit der vertraglichen Rege-
lung. Diese schldsse die Kindi-
gungsmoglichkeit nach § 573a
Abs. 1 BGB wirksam aus. Die
Vermieter seien durch den Kauf
der Immobilie in den Mietver-
trag mit dieser Regelung einge-
treten, § 566 BGB. Von der
Kindigungsbeschrankung  sei
grundsétzlich auch die Eigenbe-
darfskiindigung erfasst. Hiertiber
habe die Berufungsinstanz noch
nicht entschieden, so dass der
Rechtsstreit zurlick zu verweisen
war, VIII ZR 57/13.

Schriftformerfordernis und Bestimmbarkeit des Mietvertragsbeginns

Einmal mehr musste sich der
BGH im Urteil vom 24.7.2013
mit Schriftformfragen auseinan-
dersetzen. Die Mieterin mietete
Geschaftsraume in einem Ge-
werbeobjekt an, das vor dem

Bezug der Mieter umfassend
saniert werden sollte. Der Miet-
vertrag, der auf 10 Jahre abge-
schlossen wurde, enthielt u.a.
folgende Bestimmung:

"Das Mietverhaltnis und damit

die Pflicht zur Zahlung des Miet-
zinses gemal § 6 beginnt mit
der Ubergabe/Ubernahme der
Mietsache gemaR § 3.

Verzogert sich die Uberga-
be/Ubernahme  durch  Ande-
rungswiinsche des Mieters [...]
oder durch nicht rechtzeitige
Vorlage der fur den Mieteraus-
bau erforderlichen Plane und
Unterlagen [...] oder durch nicht
rechtzeitige Leistung der Sicher-
heit [...], beginnt das Mietver-
haltnis mit dem Tag, an dem das
Objekt ohne diese
Anderungswiinsche bzw. bei
rechtzeitigem  Vorliegen der
Unterlagen und Plane bzw. der
Bankburgschaft Ubergeben
worden ware. Gerat der Mieter
mit der Ubernahme des Mietob-
jekts in Verzug, so beginnt das

beginnt das Mietverhdltnis mit
Eintritt des Annahmeverzuges*

Die Mietrdume wurden am
16.10.2007 Ubergeben. Gut zwei
Jahre spéter kindigte die Miete-
rin das Mietverhéltnis fristlos,
weil die Vermieterin entgegen
ihrer Zusage keinen direkten
Zugang von dem angrenzenden
Parkplatz eines groflen Ein-
kaufsmarktes zu den Geschéfts-
rdumlichkeiten der  Mieterin
geschaffen habe. Die Vermiete-
rin wies die Kiindigung zuriick.
Gleichwohl zog die Mieterin aus
den Ré&umlichkeiten aus. Die
Vermieterin klagte daraufhin die
Miete fiir die Monate Februar bis
Dezember 2010 ein. Das Land-
gericht Bochum wies die Klage
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ab. Die Berufung zum OLG
Hamm hatte {berwiegend Er-
folg. Die Betriebskostenvoraus-
zahlungen wurden nicht zuge-
sprochen, weil zwischenzeitlich
Abrechnungsreife  eingetreten
sei. Auch die Mieten fur Oktober
bis Dezember wurden nicht zu-
gesprochen, weil das Mietver-
héltnis zwar nicht durch fristlo-
se, so doch aber durch ordentli-
che Kindigung zum 30.9.2010
beendet worden sei. Das Miet-
verhaltnis sei nicht durch fristlo-
se Kindigung beendet worden,
weil die Mieterin nicht nachge-
wiesen habe, dass die Vermiete-
rin den behaupteten Zugang vom
Parkplatz zum Objekt zugesagt
habe. Da die Mieterin aber deut-
lich gemacht habe, dass sie auf
jeden Fall das Mietverhaltnis
habe beenden wollen, sei die
fristlose Kindigung in eine or-
dentliche Kindigung umzudeu-
ten. Diese habe Erfolg, weil die
Befristung im Mietvertrag an der
gesetzlichen Schriftform in §
550 BGB scheitere.

Die Revision der Vermieterin
hiergegen zum BGH hatte Er-
folg. Der BGH schloss sich hin-
sichtlich der Umdeutung der
Kiindigung den Ausfiihrungen
des OLG Hamm an. Hinsichtlich
der Wirksamkeit der Befristung
sah er indessen die Rechtslage
anders. Zutreffend sei zwar, dass
zur Wahrung der Schriftform

WEG-Recht

SCHULTZE "5

nach § 550 BGB grundsatzlich
erforderlich sei, dass sich die
wesentlichen Vertragsbedingun-
gen — inshesondere Mietgegen-
stand, Mietzins sowie Dauer und
die Parteien des Mietverhéltnis-
ses — aus der Vertragsurkunde
ergiben. Regelungen zur Dauer
der Mietzeit wahrten nach stén-
diger Rechtsprechung des Sena-
tes auch dann die Schriftform,
wenn sich Beginn und Ende der
Mietzeit im Zeitpunkt des Ver-
tragsschlusses in  hinreichend
bestimmbarer Weise aus der
Vertragsurkunde ergében (BGH-
Urteil vom 24.2.2010, XII ZR
120/06, ZIV 2010, 23). Vorlie-
gend seien diese Anforderungen
erfillt. Das Berufungsgericht
stelle zu hohe Anforderungen an
den Begriff der Bestimmbarkeit.
Der BGH habe bereits entschie-
den, dass fur die Bestimmbarkeit
des Mietbeginns eine abstrakte
Beschreibung geniige, die es
ermdgliche, den Mietbeginn zu
ermitteln (Urteil vom 29.4.2009,
X1l ZR 142/07, ZIV 2009, 31).

Die Parteien hatten genaue Re-
gelungen dazu getroffen, unter
welchen Voraussetzungen das
Mietverhaltnis bereits vor der
tatsachlichen Ubergabe beginnen
sollte und den dann mafRgebli-
chen Zeitpunkt fiir den Beginn
des Mietverhdltnisses festgelegt.
Der Vertragsbeginn sei hier-
durch fiir einen potentiellen Er-

werber bestimmbar. Ausreichend
sei es, wenn ein Erwerber den
Zeitpunkt durch Nachforschun-
gen beim Vermieter und Mieter
ermitteln  kénne. Auch der
Schutzgedanke des § 550 BGB
mache es nicht erforderlich, dass
sich der konkrete Zeitpunkt des
Beginns des Mietverhaltnisses
unmittelbar aus der Vertragsur-
kunde ergebe. Dies zeige sich
auch an anderer Stelle. Hatten
etwa die Vertragsparteien eine
Verléangerungsoption zugunsten
des Mieters vereinbart, konne
ein Grundstiickserwerber aus der
Mietvertragsurkunde nicht ent-
nehmen, ob der Mieter diese
Option vor dem Eigentumsiiber-
gang ausgelbt habe oder nicht.
Hétten die Mietvertragsparteien
ein Ubernahmeprotokoll erstellt,
aus dem sich der Zeitpunkt der
Ubergabe ersehen lieRe, gebiete
das Schriftformerfordernis nach
88 578 Abs. 1, 2 BGB und 550
BGB nicht, dass dieses Protokoll
der Mietvertragsurkunde ange-
heftet werde. In all diesen Fallen
sei der Grundstiickserwerber
auch durch die aus der Urkunde
ersichtlichen Regelungen zum
Vertragsbeginn hinreichend
gewarnt, so dass es ihm zuzumu-
ten sei, sich gegebenenfalls bei
dem Verkaufer (Vermieter) oder
dem Mieter zu erkundigen (XI11
ZR 104/12).

Abnahmeklauseln in Wohnungskaufvertragen sind unwirksam

Vielfach sehen die Kaufvertrage
von Bautrédgern vor, dass die
Kéufer einen Sachverstandigen
beauftragen, der fir sie das Ge-
meinschaftseigentum abnimmt.
Im Kommentar der ZIV 2011
(Seite 61) berichteten wir bereits
von einer erfolgreichen Nichtzu-

lassungsbeschwerde unserer
Kanzlei gegen die Entscheidung
des OLG Dresden zum BGH
(VIl ZR 38/10), die indessen in
keiner  Revisionsentscheidung
mundete, weil der Bautrdger im
Nachgang zur Revisionszulas-
sung ein sehr grofziigiges Ver-
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gleichsangebot unterbreitete, das
die Gemeinschaft annahm.

Nunmehr gibt es zu dieser wich-
tigen Rechtsfrage eine BGH-
Entscheidung. Im  Beschluss
vom 12.9.2013 hatte der BGH
einen Sachverhalt zu entschei-
den, bei dem der Kaufvertrag
folgende Klausel vorsah:

"Fur das Gemeinschaftseigentum
findet im Regelfall eine geson-
derte Abnahme statt. Der Kaufer
bevollméchtigt unter Befreiung
von den Beschrankungen des §
181 BGB, und zwar jeden fir
sich allein, den nachgenannten
vereidigten  Sachverstandigen,
den nach dem Wohnungseigen-
tumsgesetz fur das Kaufobjekt
bestellten Verwalter sowie den
Verwaltungsbeirat mit der Ab-
nahme des Gemeinschaftseigen-
tums. Das Gemeinschaftseigen-
tum ist somit abgenommen,
wenn entweder alle Kéufer oder

anstelle von Kéaufern der Sach-
verstandige oder der Verwalter
oder der Verwaltungsbeirat das
Gemeinschaftseigentum ab-
nimmt."

Die Wohnungseigentimer der
Gemeinschaft nahmen den Bau-
trager wegen Undichtigkeiten im
Dachbereich und wegen unzu-
reichenden Schallschutz gericht-
lich in Anspruch. Im Rahmen
des Rechtsstreits wurde der Ab-
nahmezeitpunkt streitig. Der
Bautrager verteidigte sich mit
der Einrede der Verjahrung. Er
verlor durch alle drei Instanzen.
Der BGH bestatigte die Ent-
scheidung des OLG Dusseldorf
und wies die Nichtzulassungsbe-
schwerde des Bautragers zuriick.
Die verwendete Klausel sei nach
8 9 Abs.1 AGBG (bzw. nunmehr
§ 307 Abs. 1 BGB) unwirksam.
Es bestiinde die Gefahr, dass ein
Verwalter die Voraussetzungen
der Abnahmeféhigkeit des Ge-

meinschaftseigentums nicht
neutral priife, sondern zugunsten
des Bautragers verfahre. Die
gesetzliche  Mdglichkeit  des
Widerrufs der formularmaRig
erteilten Vollmacht (§ 168 Satz 3
BGB) kompensiere die unan-
gemessene Benachteiligung
nicht. Die Widerrufsmoglichkeit
kénne schon deshalb praktisch
leer laufen, weil das Klausel-
werk des Bautrégers nicht sicher
stelle, dass der Kaufer von dem
Abnahmetermin Kenntnis erlan-
ge. Eine Entscheidung tber die
Rechtsfrage, ob die Formular-
klausel daher zusétzlich wegen
eines VerstoRes gegen das
Transparenzgebot  unwirksam
sei, weil auf die Mdglichkeit des
Widerrufs der Vollmacht nicht
hingewiesen worden sei (OLG
Karlsruhe NJW 2012, 237, OLG

Brandenburg, Urteil vom
13.6.2013, 12 U 162/12), sei
daher entbehrlich (VII__ZR
308/12).

Keine dingliche Haftung der Wohnung fiir Hausgeldrickstande

Das LG Landau/Pfalz hatte be-
reits unter dem 17.8.2012 eine
viel beachtete Entscheidung zur
Rechtsfrage der dinglichen Haf-
tung des Wohneigentums fir
Hausgeldriickstande geféllt (ZIV
2012, 43). Das Berufungsgericht
hatte die Revision zum BGH
zugelassen. Der BGH hatte nun-
mehr mit Urteil vom 13.9.2013
liber diese Revision entschieden.
Die Revision hatte keinen
Erfolg, das Urteil blieb bestehen.

Der V. Zivilsenat fihrte in sei-
nem Urteil aus, dass die Woh-
nungseigentiimergemeinschaft

einen Anspruch auf abgesonder-
te Befriedigung aus dem Ver-
kaufserlos des freihdndig verdu-
Rernden Insolvenzverwalters
habe. Dieses Absonderungsrecht
der Wohnungseigentiimerge-
meinschaft begrinde aber kein
dingliches Recht. In der Folge
kann die Gemeinschaft nach
dem Verkauf keine Zwangsver-
steigerung mehr in die Wohnung
betreiben, wenn noch Hausgeld-
rickstande bestanden. Vielmehr
habe sie nur Anspriiche auf ab-
gesonderte  Befriedigung aus
dem Verkaufserlés der Woh-
nung. Damit hat der BGH eine
lange  bestehende,  streitige

Rechtsfrage zu Lasten der herr-
schenden Meinung (u.a. LG
Berlin, ZWE 2011, 97, LG Heil-
bronn, ZWE 2013, 230, Becker
in Barmann, WEG 12. A. § 16
Rn. 186, Ricke/Schmidt/Elzer,
WEG, 3. A. 8 16 Rn 22, Stober,
ZVG 20. A. 8 10, Rn. 4.7., Der-
leder, ZWE 2008, 13, Schneider,
ZMR 2009, 165) entschieden (V
ZR 209/12). Bestatigt wurde in
diesem Zusammenhang auch
nochmals die langjahrige Recht-
sprechung des BGH, dass der
Erwerber selbst fur Hausgeld-
schulden des vorherigen Eigen-
timers nicht haftet, (Beschluss
vom 24.2.1994, V ZB 43/93).
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Kommentar

Einfache Entscheidungen demokratisch verkompliziert

Die Rechtsprechung erwartet von den Gemein-
schaftern, dass bei finanziell nicht nur untergeord-
neten Entscheidungen vor der Auftragsvergabe
Vergleichsangebote eingeholt werden. Auf diese
Weise soll das 6konomische Prinzip und damit der
Grundsatz ordnungsgeméaler Verwaltung gewahrt
werden. So verlangt der BGH zumindest bei der
Bestellung eines neuen Verwalters die Einholung
von mindestens zwei Alternativangeboten (Urteil
vom 22.6.2012, V ZR 190/11, ZIV 2012, 46). Ent-
sprechendes gilt etwa bei der Vergabe von Hand-
werkerleistungen, (LG Hamburg, Urteil vom
18.1.2012 318 S 164/11, IMR 2012, 1126).

Indessen kann die Auswahl von drei Angeboten zu
erheblichen Problemen fiihren. Die Entscheidung,
welches Unternehmen den Zuschlag erhalt, muss
nicht zwingend nur vom Preis abhangen. Ein Kon-
kurrent bietet méglicherweise eine besonders dau-
erhafte Losung an oder ein anderes Unternehmen
erscheint fachlich nicht so leistungsfahig wie ein
anderes. Die Gemeinschafter Uben insoweit ein
ihnen zustehendes Ermessen aus. Das fuhrt dazu,
dass moglicherweise mehrere Unternehmen (bzw.
auch Verwalter bei der Verwalterwahl) eine Mehr-
heit auf sich vereinen kdnnen.

Praferiert etwa eine bestimmte Gruppe von Eigen-
timern den Vertragsschluss mit Unternehmen A,
missen sich diese Eigentimer neu entscheiden,
wenn die Beschlussfassung, A einen Auftrag zu
erteilen, nicht die notwendige einfache Mehrheit
auf sich vereinen kann. Nun stellt sich die Frage,
wie viel Eigentimer sich fir Unternehmen B und
wie viel fiir C entscheiden. Es kann sein, dass ei-
nem Teil der Eigentliimer die weitere Auswahl dann
gleichgiiltig ist. Sie wirden sowohl fiir B als auch
fur C votieren oder sich der Stimme enthalten. In
dieser Situation setzt sich mdglicherweise das Un-
ternehmen durch, Gber das zuerst abgestimmt wird.
Es nutzt dann dem anderen Unternehmen nichts,
dass es ebenfalls die notwendige Mehrheit erhalten
hétte. Die Abstimmung hiertber ist dann obsolet
(vgl. auch Vortrag: Die Verwalterprésentation).

Die Eigentimer wiederum, die eine klare Vorstel-
lung Uber das zweitbeste Unternehmen haben, wer-
den sich gegen die Abstimmungsreihenfolge wen-
den, die ihren Favoriten benachteiligt. Die Eigen-
timer, die nur Vollmachten erteilen, werden sich

vielfach keine Gedanken (ber eine alternative
Auswahl machen und der Verwalter als Voll-
machtnehmer hat gute Chancen, den Unmut auf
sich zu lenken, wenn er in der geschilderten Situa-
tion nicht den Mainstream richtig erfasst.

Eine Verhdltniswahl kennt das WEG nicht. Die
scheinbar einfache Ldsung, das Unternehmen zu
bestellen, dass die r e | a ti v meisten Stimmen auf
sich vereinen kann, ist somit keine Losung. Hier-
uber kann man bestenfalls die Abstimmungsreihen-
folge — nach einem entsprechenden Ordnungsbe-
schluss — festlegen. Indessen hilft dies nicht weiter,
wenn zu erwarten ist, dass die Uberwiegende An-
zahl von Eigentimern nur eine Stimmvollmacht
erteilen wird.

Fir diese Fallgestaltungen gibt es verschiedene
Losungsansétze. So gibt es die sogenannte Schul-
ze-Methode (Namenséhnlichkeiten sind rein zufél-
lig) die jedoch sehr kompliziert ist. Einfacher ist
die sogenannte Borda-Wahl, die auch aus dem
Eurovision Song Contest bekannt ist.

1. Vollmachtsgestaltung
Die Eigentlimer mdgen in der Vollmacht angeben,
welche Préferenzen sie hinsichtlich der Angebote
haben:

= Unternehmen A

= Unternehmen B

=  Unternehmen C

Bitte geben Sie Ihre Praferenz an:

Unternehmen:

1. Praferenz

2. Préferenz

3. Préferenz

2. Vorbereitung der Abstimmung

Die Préferenzzettel sind dann vom Versammlungs-
leiter auszuwerten. Aufgrund der 3 Angebote gibt
es 6 denkbare Praferenzreihenfolgen, die die Eigen-
timer in der Vollmacht generieren kénnen. Diese
sind in der nachfolgenden Tabelle auszuwerten:
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1.Préferenz | AJ]A|B|B]|C|C
2. Préferenz
3.Praferenz | C | B| C | A | B
Menge

w
(@]
>
(@]
>
@

Nachfolgend soll angenommen werden, dass die
Verteilung relativ gleichméBig ist (hier, z.B. 40
Eigentiimer), weil hierdurch am ehesten Probleme
auftreten:

1. Praferenz

2. Préferenz

3. Préferenz
Anzahl WE

a|lm > |0
B> |m O

40

® 10 |w >
o |m O >

© 10 |> |w

© |> O |w

Sollten einzelne Eigentimer einzelne Praferenzen
auslassen oder gar keine Weisung erteilen, werden
diese entsprechend gewdrdigt. Gibt also jemand
nur als 1. Praferenz A an und sonst keine 2. oder 3.
Praferenz, ist er sowohl in die erste als auch in die
zweite Spalte einzutragen. Hat er nichts angegeben,
wird er in der Tabelle nicht erfasst.

Der 1. Praferenz werden 3 Punkte zugeordnet.
Der 2. Praferenz werden 2 Punkte zugeordnet.
Der 3. Praferenz wird 1 Punkt zugeordnet.

Aus vorstehender Tabelle ergeben sich folgende
Punktverteilungen:

1.praf. | A1 24 | A 18 | B 27 B 24 | C |15 | C | 12
2. Préf. B 16 ] Cl12]A 18 1 C |16 | A 10 | B 8
3. Préf. cls8 B 6 cl09 A8 B 5 Al 4
Anzahl 8 6 9 8 5 4

Sonach ergeben sich folgende Punkte fiir Unternehmen
A:

1. Praf] A 24 A 18 B 27 B 24 C 15 C 12
2. Praf] B 16 C 12 A 18 C 16 A 10 B 8
3. Praf] C 8 B 6 C 9 A 8 B 5 A 4
lAnzahl| 8 6 9 8 5 4
Summe Unternehmen A: 82 Punkte

Sonach ergeben sich folgende Punkte fiir Unternehmen

B:

1. Praf| A 24 A 18 B 27 B 24 C 15 C 12
2. Praf] B 16 C 12 A 18 C 16 A 10 B 8
3. Praf| C 8 B 6 C 9 A 8 B 5 A 4
JAnzahl| 8 6 9 8 5 4
Summe Unternehmen B: 86 Punkte

Sonach ergeben sich folgende Punkte fir Unternehmen
C:

1. Praf| A 24 A 18 B 27 B 24 C 15 C 12
2. Praf| B 16 © 12 A 18 ] 16 A 10 B 8
3. Praf] C 8 B 6 C 9 A 8 B 5 A 4
JAnzahl| 8 6 9 8 5 4
Summe Unternehmen C: 72 Punkte

3. Offenbarung des Problems

Man erkennt leicht, dass B die hochste erste Préfe-
renz auf sich vereinen kann. Das zeigen nun die
Stimmzettel (eine Beschlussfassung hat ja bis hier-
her noch nicht stattgefunden).

1. Praf| A 24 A 18 B 27 B 24 C 15 C 12
2. Préf] B 16 C 12 A 18 C 16 A 10 B 3
3. Praf| C | 8 B 6 CcC |9 A |38 B |5 Al 4
JAnzahl| 8 6 9 8 5 4

Wenn der Versammlungsleiter nun als erstes Un-
ternehmen B zur Wahl stellt, wird er feststellen,
dass der Beschlussantrag abgelehnt werden wird.
17 Eigentlimer haben Unternehmen B als erste
Préaferenz gewahlt und wirden bei der Abstimmung
fir B mit ,,Ja“ abstimmen. Die (brigen 23 Eigen-
timer bevorzugen aber ,,A* oder ,,C*. Sie wirden
gegen den Beschlussantrag stimmen, so dass der
Antrag abgelehnt wiirde (17:23). Da Unternehmen
LAY bzw. ,C* noch unbeliebter sind, wirden die
Abstimmungen dort im Ergebnis gleichermalien
verlaufen.

Mit der Ermittlung der Praferenz kann mithin nur
Abstimmungsreihenfolge festgelegt werden.

Es werden nachfolgend je zwei Unternehmen zu-
sammen gefasst, um die Stimmmehrheiten zu bin-
deln. Es werden immer die beiden beliebtesten
Unternehmen zusammen gefasst und dann die
nachst Beliebteren, usw.. Hiermit treffen wir nur
eine Vorauswahl Am Beispiel wird das Klar:

4. Abstimmung zur Vorauswahl
Das vorstehende Mehrheitendilemma kann man

nur lésen, indem man die Stimmenzahlen von je-
weils zwei Unternehmen biindelt.
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Beschlussantrag:

,,ES wird beschlossen, Unternehmen B oder Unter-
nehmen A zu beauftragen*

Fur diesen Antrag werden alle stimmen, die Unter-
nehmen A oder Unternehmen B als Favoriten ha-
ben:

1L.Praf] A |24 | AJ18 | B |27 | BJ2a]Cc |15 ] C | 12
2.Praf| B | 16 ] C ] 12 | Al 18 ] C |16 | A |10 | B | 8

3. Praf] C | 8 B |6 (o3 ) A ]38 B |5 A | 4
el | o] o] [ [N |

Das Abstimmungsergebnis wird daher voraussicht-
lich 31:9 lauten, so dass der Beschlussantrag ange-
nommen ist.

Da C nun nicht mehr gewahlt werden kann, ist eine
weitere Abstimmung Uber dieses Unternehmen
obsolet.

5. Eigentliche Abstimmung

In der Reihenfolge der hochsten Préferenz wird
nun abgestimmt:

Beschlussantrag:

,,Es wird beschlossen, Unternehmen B zu beauftra-
gen*

1. Praf] A 24 | A 18 27 24 15 12

2. Praf] B 16 C 12 18 16

3. Praf] C | 8 B 6

© |0 > |w
® I> [0 |w

JAnzahl

Baurecht

Hier werden jedenfalls schon einmal die Eigentu-
mer zustimmen, die Unternehmen B als 1. Prafe-
renz hatten. Das sind 17 Ja — Stimmen.

Die Eigentumer, die Unternehmen A als 1. Préfe-
renz haben, bauen auf eine nachfolgende Abstim-
mung und werden mit ,,Nein“ abstimmen. Das sind
14 Stimmen.

Die 9 Stimmen, die C als 1. Préaferenz hatten, mus-
sen nun eine neue Entscheidung treffen. Wenn sie
sich enthalten, wird B mit 17:14 Stimmen gewabhlt.
Wenn sie nach ihrer 2. Préferenz vorgehen, werden
4 Eigentimer mit ,Ja“ abstimmen und 5 mit
»Nein“, weil sie auch auf den Wahlgang fir Unter-
nehmen A bauen. Dann lautet das Ergebnis

21:19 fir Unternehmen B.

Dann wird Unternehmen B fur die Neuerrichtung
ausgewahlt.

6. Ausblick

Das Verfahren scheint aufwandiger, als es ist. Die
Arbeit liegt vor allem beim Versammlungsleiter im
Vorfeld bei der Auswertung der Stimmzettel. Die
Stimmzettel mit Angabe der Praferenzen auszufil-
len dirfte fir einen Eigentimer nach Erlduterung
kein Problem sein. Erlduterungsbedarf besteht bes-
tenfalls hinsichtlich des Wahlgangs zur Voraus-
wahl, weil dies fiir die Eigentimer ungewohnt ist.

Mdglicherweise entscheidet man sich kiinftig aber
auch daflr nur noch Uber zwei, anstatt Gber drei
Vergleichsangebote abzustimmen. Dieses Ermes-
sen haben die Eigentlimer und es erscheint jeden-
falls die deutliche unkompliziertere und dann viel-
fach auch als friedvollere Variante.

Erstattungspflicht bei versehentlicher Falschzahlung der Bauabzugssteuer

Die Auftraggeberin zahlte den
vollen Werklohnbetrag an die
Auftragnehmerin aus, gleich-
wohl sie nach § 48b EStG ver-
pflichtet gewesen waére, einen
Steuerabzug fur Bauleistungen
in Hohe von 15% vorzunehmen.
Als die Auftraggeberin den Feh-
ler bemerkte, zahlte sie aus eige-

nem Geld den 15%-igen Teilbe-
trag i.H.v. rund 1,5 Mio. € an
das zustandige Finanzamt und
forderte die Auftragnehmerin
auf, denselben Betrag an sie
zurlick zu erstatten.

Die Auftragnehmerin ihrerseits
forderte die Auftraggeberin auf,
den amtlichen Vordruck zur

67


Schultze
Kommentar zu Text
(1) 1Auf Antrag des Leistenden hat das für ihn zuständige Finanzamt, wenn der
zu sichernde Steueranspruch nicht gefährdet erscheint und ein inländischer
Empfangsbevollmächtigter bestellt ist, eine Bescheinigung nach amtlich vorgeschriebenem
Vordruck zu erteilen, die den Leistungsempfänger von der Pflicht zum Steuerabzug
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Anrechnung nach 8 48c EStG
dem Finanzamt zu Ubergeben,
damit die Bauabzugssteuer an
sie vom Finanzamt Uberwiesen
werden kénne. Die Auftraggebe-
rin machte demgegeniiber Zu-
rickbehaltung geltend und for-
derte zunachst die Auszahlung
des zu viel entrichteten Werk-
lohns. Die Auftragnehmerin
wollte diesen nicht ausbezahlen,
ehe die Erklarung auf dem Vor-
druck erfolgt sei.

Diese Pattsituation versuchte die
Auftraggeberin durch eine Zah-
lungsklage gegen die Auftrag-
nehmerin  aufzubrechen. Das
Landgericht gab der Klage eben-
so statt wie das Berufungsge-
richt. Die Revision fihrte zur
Anderung des Berufungsurteils.
Danach wurde die Auftragneh-
merin zur Bezahlung der rund
1,5 Mio. € Zug um Zug gegen
Aushéndigung des ausgefillten
amtlichen Vordrucks verurteilt.

Der VII. Zivilsenat begriindete
seine Entscheidung im Urteil
vom 26.9.2013 mit den wechsel-
seitigen  Abhé&ngigkeiten von
Steuer- und Werkvertragsrecht.
Soweit ein Auftraggeber einer
Bauleistung im Inland zur Be-
zahlung von Werklohn ver-
pflichtet sei, sei dieser zu einem
Abzug von 15% des Bruttobe-
trages der Rechnung und Abfiih-
rung dieser Summe an das zu-
standige Finanzamt verpflichtet,
88 48 Abs. 1, 48d Abs. 1 EStG.
Die Abzugspflicht bestiinde nur
dann nicht, wenn die Vergitun-
gen 5.000 € p.a. nicht uberstie-
gen oder dem Auftraggeber eine

Freistellungsbescheinigung  im
Sinne von § 48b Abs. 1 EStG
vorgelegt wiirde.

Die Abzugsverpflichtung vom
Rechnungsbetrag begriinde eine
oOffentlich-rechtliche  Zahlungs-
verpflichtung und Haftung ge-
genuber dem Finanzamt, die
neben die zivilrechtliche Leis-
tungspflicht zur Entrichtung des
Werklohnes nach § 631 Abs. 1
BGB trete. Das zivilrechtliche
Vertragsverhaltnis wirde durch
die gesetzliche Abzugsverpflich-
tung Gberlagert.

Damit sei indessen noch nicht
geklart, welche Rechtsfolgen
eintraten, wenn der Auftraggeber
wie vorliegend versehentlich den
vollen Werklohn an den Auf-
tragnehmer ausbezahlte, ohne
die gemaR § 48 Abs. 1 EStG
vorgeschriebene Bauabzugssteu-
er in Hohe von 15% des Brutto-
rechnungsbetrages abzuziehen.
Der Auftraggeber hafte dem
Finanzamt gegeniiber gemaR §
48a Abs. 3 EStG fur die Bauab-
zugssteuer. Er nehme die Zah-
lung fur Rechnung des Auftrag-
nehmers vor, § 48 Abs. 1 EStG.
Im Innenverhéltnis sei der Auf-
tragnehmer gegeniber dem Auf-
traggeber aber verpflichtet, den
Abzugsbetrag alleine zu tragen.
Der Auftraggeber sei nicht nur
berechtigt, sondern auch ver-
pflichtet, den Abzug vorzuneh-
men, um seine im AufRenverhalt-
nis bestehende steuerrechtliche
Pflicht erfiillen zu kénnen. Habe
der Auftraggeber unter Berlick-
sichtigung der an das Finanzamt
gezahlten Bauabzugssteuer mehr

als den dem Auftragnehmer
zustehenden Werklohn bezahlte,
stiinde ihm daher aus dem Bau-
vertrag eine Erstattungsanspruch
in Hohe der Uberzahlung zu.

Der Auftraggeber habe aber
andererseits auch die Pflicht
gegenuber dem Auftragnehmer,
den Steuerabzug abzurechnen (8§
48 a Abs. 1 EstG), um diesen die
Anrechnung bei den eigenen
Steuern bzw. die Erstattung der
Steuern zu ermdglichen (8§ 48 c
Abs. 1 bzw. 2 EStG). Zur Erfll-
lung geniige es, wenn der Auf-
traggeber dem Auftragnehmer
den Durchschlag der Anmel-
dung, die sogenannte dritte Aus-
fertigung Uberlasse (Erlass des
BMF vom 27.12.2002 zum
Steuerabzug nach 8§ 48 ESTG,
BStBI 1 02, 1399).

Die Auftraggeberin sei hinsicht-
lich der Erteilung des ausgefill-
ten amtlichen Vordrucks nicht
vorleistungspflichtig. Ihr Erstat-
tungsanspruch sei bereits daraus
erwachsen, dass sie der Beklag-
ten den vollen Werklohn entrich-
tet und zusétzlich fir deren
Rechnung die 15%ige Bauab-
zugssteuer an das Finanzamt
gezahlt habe. Dagegen stehe der
Auftragnehmerin - wegen ihres
Anspruchs auf ordnungsgemane
Abrechnung nach § 48a Abs. 2
EStG ein Zuriickbehaltungsrecht
zu, auf dass sie sich erfolgreich
berufen habe. Die Verurteilung
zur Geldleistung kénne daher
nur Zug-um-Zug gegen Ertei-
lung der erwiinschten Abrech-
nung zur Vorlage fiir das Fi-
nanzamt erfolgen, VII ZR 2/13.

Leistungsverweigerungsrechte in der Leistungskette

Ein Hallenser Bauunternehmen
forderte vom Generalunterneh-
mer restlichen Werklohn fiir die
Abdichtung erdberthrender Bau-
teile mehrerer Hauser. Die bei-

den Unternehmen verband ein
Werkvertrag, indessen  Zuge
mehrere Héuser, teils mit, aber
auch solche ohne Unterkellerung
errichtet wurden. Die Bauphase

war bereits im Jahre 2000 been-
det worden. Nicht nur das kla-
gende Bauunternehmen hatte
offene  Werklohnforderungen,
auch das beklagte Generalunter-
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auch derjenige, der über eine Leistung abrechnet, ohne sie erbracht zu haben.



nehmen hatte nicht den gesam-
ten Werklohn von spéteren
Hausk&ufern wegen bestehender
Mangel an der Geb&udeabdich-
tung erhalten.

Der Werklohnanspruch des Ge-
neralunternehmers verjahrte
zwischenzeitlich ebenso, wie die
Gewdéhrleistungsanspriiche  der
Erwerber der Hé&user. Anders
verhielt sich dies dagegen im
Verhdltnis des beklagten Gene-
ralunternehmers zum klagenden
Bauunternehmen. Hier waren
zumindest noch die Werklohn-
anspriiche unverjahrt.

Der Generalunternehmer vertei-
digte sich gegen die Werklohn-
klage mit dem Einwand, dass die
Werkleistung hinsichtlich eines
Teiles der Hauser gar nicht ab-
genommen sei, und hinsichtlich
der abgenommenen Hauser auf
noch immer bestehende Maéngel
an der Werkleistung. Der Werk-
unternehmer meinte wiederum,
der Generalunternehmer kénne
sich auf die Mangelhaftigkeit
nicht mehr berufen, weil sowohl
die  Gewabhrleistungsanspriiche
zwischen ihnen als auch die des
Generalunternehmers zu den
Hauserwerbern verjahrt seien.

Das Landgericht Halle/Saale hat
der Klage Uberwiegend stattge-
geben. Auf die Berufung hin
wurde die Klage unter Abédnde-
rung des Urteils nur noch in
Hohe von rund 50.000 € statt
gegeben. In Héhe von rund
180.000 € wurde die Klage
mangels Abnahme der Werkleis-
tung abgewiesen. Die Revision
zum BGH hatte keinen Erfolg.

Der VII. Zivilsenat fihrte in
seinen Urteilsgrinden aus, dass
zwei Hdauser nach den zutreffen-
den Ausfiihrungen des Beru-
fungsgerichts  keine  Mangel
aufwiesen. In deren Vertrdgen
seien nadmlich keine Festlegun-

gen zur Abdichtungsart der erd-
beriihrenden Bauteile getroffen
worden. Die vorgenommene
Abdichtung  mittels Zement-
schlamme und Delta-MS-Folie
entsprache nach den gutachterli-
chen Feststellungen zudem den
geltenden, anerkannten Regeln
der Technik Ein die Tauglichkeit
oder den Wert beeintrachtigen-
der Fehler sei daher nicht festzu-
stellen. Anders verhielte es sich
bei den (brigen Hausern. In
deren Vertrdgen sei eine Abdich-
tung mittels Bitumen und
Pordrainplatten vorgesehen.
Nach den Feststellungen des
Berufungsgerichts stellte diese
Ausfiihrungsart zwar auch kei-
nen den Wert oder die Tauglich-
keit beeintrachtigende Ausfiih-
rungsart dar. Indessen sei eine
andere Abdichtungsart verein-
bart, so das ein Fehler zu konsta-
tieren sei.

Der  Generalunternehmer  sei
daher nicht gehindert, weiterhin
bzgl. der Hauser mit mangelhaf-
ter Werkleistung die Bezahlung
des Werklohns zu verweigern. In
den Féllen, in denen eine Ab-
nahme erfolgt sei, flhre dies
nach 8§ 641 Abs. 3 BGB in der
Fassung des Gesetzes zur Be-
schleunigung falliger Zahlungen
vom 30.3.2000 dazu, dass der
Generalunternehmer hinsichtlich
der Betrége uneingeschrankt zur
Zahlung zu verurteilen sei, die
das Dreifache der voraussichtli-
chen Mangelbeseitigungskosten
Uberstiegen. Hinsichtlich des
dreifachen Betrages an sich sei
der Generalunternehmer Zug um
Zug gegen Mangelbeseitigung
zu verurteilen. In den Féllen, in
denen keine Abnahme erfolgt
sei, sei die Klage als derzeit
unbegriindet abzuweisen (BGHZ
61, 42, 44).

In der Leistungskette habe der
Generalunternehmer grundséatz-

lich auch dann ein Leistungs-
verweigerungsrecht wegen
Mangeln, wenn er seinerseits
wegen derselben Méngel von
seinem Auftraggeber nicht in
Anspruch genommen  werde.
Das gelte auch dann, wenn der
Unternehmer in der Mitte der
Leistungskette eine Bereiche-
rung erfahre, weil er bezahlt
worden sei, er seinerseits aber
wegen Mangeln die (weitere)
Bezahlung verweigere. Nach
Auffassung des BGH komme
diese Rechtslage letztlich den
Erwerbern zugute, weil Druck
auf den Kléger ausgeubt werde,
die mangelhafte Werkleistung zu
Uberarbeiten.

Diese Ausflhrungen stiinden
auch nicht der bisherigen BGH —
Rechtsprechung zu dhnlich gela-
gerten Fallen entgegen. Im Urteil
vom 28.6.2007 (BGHZ 173, 83)
habe der VII. Zivilsenat zwar
entschieden, dass der Unterneh-
mer in der Mitte der Leistungs-
kette keinen Anspruch auf Scha-
densersatz in Hohe der Mangel-
beseitigungskosten gegen den
Subunternehmer habe, wenn fest
stinde, dass er seinerseits nicht
in Anspruch genommen werde
oder in Anspruch genommen
werden kénne (z.B. wegen Ver-
jahrung). Der Senat habe auf
diese Weise vermeiden wollen,
dass dem Unternehmer ihn be-
reichernde, ungerechtfertigte
Bereicherungen zuflgssen. Be-
grundet sei dies mit den Beson-
derheiten des Schadensersatz-
rechts. Es sei mit der Regelung
in § 249 Abs.1 BGB nicht ver-
einbar, wenn der Zwischenun-
ternehmer keine wirtschaftlichen
Nachteile erleide, aber gleich-
wohl Schadensersatz beanspru-
chen konne. Anders sei daher
die Rechtslage schon beim Kos-
tenvorschuss zur Mangelbeseiti-
gung zu beurteilen, weil beim
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Kostenvorschuss die Geldzu-
fliisse nicht im Vermdgen des
Zwischenunternehmers verblie-
ben, sondern zwingend zur

Mangelbeseitigung  verwendet
werden missten, die wiederum
den von Mangel betroffenen
Erwerbern der Hauser zugute

kamen, BGH-Urteil
1.8.2013, VII ZR 75/11.

vom

Kosten des Selbstéandiges Beweisverfahrens bei Streitverkiindung

In der obergerichtlichen Recht-
sprechung kléren sich langsam
die diffizilen Streitfragen zu den
Kosten des selbstandigen Be-
weisverfahrens. Einen weiteren
Punkt in dieser Linie findet sich
im BGH-Beschluss vom
12.9.2013. Der BGH hatte in
dem zugrunde liegenden Fall zu
klaren, ob die Kosten des selb-
standigen Beweisverfahrens
auch dann im Rahmen der Kos-
tenverteilung Berlcksichtigung
zu finden haben, wenn der An-
tragsteller im spéateren Klagever-
fahren nicht den Antragsgegner,
sondern dessen Streithelfer in
Anspruch nimmt.

Ein Malerbetrieb fuhrte in einem
Wohn- und Geschaftshaus Ma-
lerarbeiten aus. Der Hauseigen-
tumer rugte einzelne Mangel und
verweigerte die Bezahlung von
Werklohn. Der Malerbetrieb
leitete daraufhin ein selbstandi-
ges Beweisverfahren ein, um die
Mangelhaftigkeit der Werkleis-
tung zu klaren. Antragsgegner
war aber nicht der Hauseigentu-

Versicherungsrecht

mer, sondern der Farbenherstel-
ler. Vorsorglich verkiindete der
Malerbetrieb dem Hauseigenti-
mer den Streit. Dieser trat auf
Seiten des Malerbetriebes dem
Verfahren als Streithelfer bei.

Das selbstdndige Beweisverfah-
ren endete mit der Feststellung,
dass die Farben mangelfrei sei-
en. Der Malerbetrieb verklagte
nun den Eigentiimer auf Bezah-
lung des vereinbarten Werkloh-
nes. Im Rechtsstreit wurden die
Ergebnisse des selbstandigen
Beweisverfahrens teilweise ein-
gebracht. Die Klage hatte tber-
wiegend Erfolg.

Im Rahmen des Kostenfestset-
zungsverfahrens beantragte der
Malerfachbetrieb, auch die Kos-
ten fir das selbstdandige Beweis-
verfahren zu bericksichtigen.
Diese wurde indessen nicht be-
ricksichtigt. Der Streit kam zum
BGH. Der VII. Zivilsenat wies
die  Rechtsheschwerde  des
Malerbetriebes zuriick.

Die Kosten des selbstandigen
Beweisverfahrens wirden von
der Kostenentscheidung eines
sich anschlieBenden Klagever-
fahrens mitumfasst, wenn zu-
mindest ein Teil der Streitge-
genstande und die Parteien der
beiden Verfahren identisch seien
(BGH Beschluss vom 10.1.2007,
XI1 ZB 231/05).

An der erforderlichen Parteiiden-
titat fehle es indessen, wenn
anstelle des Antragstellers oder
des Antragsgegners ein Streithel-
fer aus dem selben Beweisver-
fahren Partei des sich anschlie-
Renden Rechtsstreits werde. Der
Streithelfer werde nicht Partei
des Verfahrens. Dies ergabe sich
insbesondere aus der Regelung
des 8 67 ZPO, wonach der
Streithelfer nur solche Prozess-
handlungen vornehmen konne,
die nicht im Widerspruch mit
den Handlungen der Hauptpartei
stiinden, Beschluss vom
12.9.2013, VII ZB 4/13.

Zum Leistungsausschluss bei Umbauarbeiten

Die Eigentlimerin hatte ihr 1969
errichtetes Reihenendhaus gegen
Leitungswasserschaden  versi-
chert. Die Allgemeinen Wohn-
gebdude-Versicherungsbe-

dingungen 2003 (VGB 2003),
die dem Versicherungsvertrag
zugrunde gelegt waren, sahen in

8 6 Nr. 3a folgende Regelung
vor:

Der Versicherungsschutz gegen
Leitungswasser erstreckt ohne
Ricksicht auf mitwirkende Ur-
sachen nicht auf Schéaden durch:

a) ,lLeitungswasser an ver-
sicherten Sachen (...),
solange das versicherte
Gebéaude noch nicht be-
zugsfertig oder wegen
Umbauarbeiten fur sei-
nen Zweck nicht mehr
benutzbar ist.”
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Das Reihenhaus war bis 2009
vermietet. Nach dem Auszug der
Mieter lieR die Eigentimerin
durch ein Bauunternehmen Re-
novierungsarbeiten durchfihren,
die Im August 2009 begannen.
Im April 2010 teilte der eben-
falls beauftragte Architekt mit,
dass ein defekter Wasserhahn
der Kiche einen Leitungswas-
serschaden im Erdgeschoss ver-
ursacht habe.

Der Regulierungsbeauftragte der
Versicherung stellte fest, dass im
Erdgeschoss die Bodenbeldge
(Fliesen im Flur, Laminat im
Wohnzimmer) noch nicht verlegt
und beide Badezimmer noch
nicht saniert waren. Die Eigen-
timerin verlangte im Rahmen
der Regulierung gut 40.000 € zur
Beseitigung der entstandenen
Schéden. Die Versicherung lehn-
te unter Verweis auf § 6 Nr. 3a
VBG die Regulierung ab und
erklarte sich wegen des Leis-
tungsausschlusses leistungsfrei.

Die Eigentumerin klagte und
verlor vor dem LG Hannover.
Das Gericht fihrte aus, das Haus
sei noch nicht bezugsfertig ge-
wesen, als der Schaden entstand,
so dass die Klage aus Rechts-
grinden abzuweisen sei. Die
Eigentimerin legte Berufung
zum OLG Celle ein. Das OLG
Celle vertrat die Auffassung,
dass die Entscheidung des Land-
gerichtes rechtsfehlerhaft sei.
Die Klausel der VBG 2003 wir-
de falsch ausgelegt. Eine einmal
hergestellte Bezugsfertigkeit
konne durch Renovierungsarbei-

ten nicht unterbrochen oder be-
endet werden. Die Entscheidung
des Landgerichts sei im Ergebnis
dennoch zutreffend, weil zum
Zeitpunkt des Versicherungsfal-
les Umbauarbeiten im Sinne der
zweiten Alternative des § 6 Nr.
3a VBG 2003 stattgefunden
hatten und das Haus in dieser
Zeit nicht nutzbar war. Die Be-
rufung wurde daher mangels
Erfolgsaussichten  durch ein-
stimmigen Beschluss des Sena-
tes nach § 522 ZPO zuriick ge-
wiesen. Gegen den Beschluss
legte die Eigentlmerin Nichtzu-
lassungsbeschwerde zum BGH
ein. Dieser lieB mit Beschluss
vom 11.9.2013 die Revision zu
und verwies die Sache zuriick an
das Berufungsgericht.

Der fur Versicherungsstreitigkei-
ten zustandige IV. Zivilsenat
beim Bundesgerichtshof fihrte
aus, dass das Berufungsgericht
zutreffend die falsche Auslegung
des Landgerichts gewdirdigt ha-
be. Aber auch die Auslegung der
Klausel durch das Berufungsge-
richt sei fehlerhaft erfolgt. All-
gemeine  Versicherungsbedin-
gungen seien so auszulegen, wie
ein durchschnittlicher Versiche-
rungsnehmer sie bei verstandiger
Wiirdigung, aufmerksamer
Durchsicht und Bericksichti-
gung des erkennbaren Sinnzu-
sammenhangs verstehen miisse.
Dabei sei auf die Verstdndnis-
moglichkeiten eines Versiche-
rungsnehmers ohne versiche-
rungsrechtliche Spezialkenntnis-
se abzustellen. Es kdme damit
auch auf die Interessen des Ver-

sicherungsnehmers an (BGH-
Urteil vom 11.12.2002, IV ZR
226/01, BGHZ 153, 182, BGHZ
123, 83, 85). Das Interesse des
Versicherungsnehmers ginge bei
Risikoausschlussklauseln i.d.R.
dahin, diese eng auszulegen. Der
durchschnittliche Versiche-
rungsnehmer brauche nicht da-
mit zu rechnen, dass er Liicken
im Versicherungsschutz habe,
ohne dass die Klausel dies hin-
reichend verdeutliche.

Bezugsfertig sei ein Gebdude,
wenn es soweit fertig gestellt sei,
dass es bestimmungsgemal be-
wohnt werden koénne. Hinsicht-
lich des Tatbestandsmerkmals
»,Umbauarbeiten* sei daher den
Nutzungseinschrankungen  ein
ahnliches Gewicht beizumessen,
wie die einer wahrend der Neu-
errichtung des Gebdudes fehlen-
de Bezugsfertigkeit. Es bedurfe
daher einer tiefgreifenden Um-
gestaltung des versicherten Ge-
bdudes, die in ihrer Qualitét
Ahnlichkeiten mit einer Neuer-
richtung aufweise. Die von der
Klagerin vorgetragenen Arbeiten
an den Fufbdden, den Bédern
und der Tapezierung des gesam-
ten Hauses im Wert von rund
15.000 € erreichten augenschein-
lich dieses Ausmal grundlegen-
der Umgestaltung nicht. Da tber
diesen streitigen  Sachverhalt
insoweit aus Rechtsgriinden von
der Berufungsinstanz keine Be-
weiserhebung durchgeftiihrt wur-
de, verwies der BGH den
Rechtsstreit zurlick an das OLG
Celle zur weiteren Verhandlung,
(IV ZR 259/12).
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Gesetzgebung

Rl =

Bundesregierung hat neue EnEV verabschiedet

Die Bundesregierung hat mit
Kabinettsbeschluss vom
16.10.2013 die neue EnEV mit
den vom Bundesrat vorgeschla-
genen Anderungen verabschie-
det. Wahrend bei Neubauten
erhebliche Verschéarfungen der
Anforderungen formuliert sind,
treten diese bei der Sanierung
von Bestandsbauten nicht ein.
Nunmehr mussen jedoch alle

Veranstaltungen

Wie ist das Wetter? Bose Zun-
gen behaupten, dies sei die wich-
tigste Frage anlasslich jeder
Fischentagung, deren Terminie-
rung Ende Oktober stets mit den
Unwaégbarkeiten des Wetters
verbunden ist. Indessen setzt
sich erfahrungsgemaf das scho-
ne Wetter durch. Auch in diesem
Jahr war dies von Mittwoch
abgesehen auch so. Die frihen
kalten Tage bescherten bunte
Waélder bei nunmehr unglaubli-
chen Spitzenwerten von 23 Grad
Celsius.

Hohe Temperaturen wurden
unterdessen auch bei den Fach-
diskussionen erreicht. Wie all-
jahrlich gaben sich die Spitzen-
referenten im Halbstundentakt
die Klinke in die Hand. So wur-
de Uber die Formen der Instand-
haltungsriicklage diskutiert. Die

Heizkessel, die alter als 30 Jahre
sind, ausgetauscht werden.

Es werden Energieeffizienzklas-
sen von A+ bis H gebildet, die
den Endenergieverbrauch der
Immobilie kinftig in den Ener-
gieausweisen plastisch darstellen
sollen. In Anzeigen fir die Ver-
mietung oder den Verkauf von
Wohngeb&uden sind  kinftig
auch die Energieeffizienzklassen
mit anzugeben. Davon betroffen
werden indessen zundchst nur
wenige Anzeigen sein. Die Ver-
pflichtung gilt nur fir Wohnge-
baude, deren Energieausweis
erst NACH Inkrafttreten der
EnEV-Novelle ausgestellt wur-
den.

Bericht aus Fischen

nicht spekualtive Anlage von
Geldern sei in Zeiten insolventer
Banken und wackelnder Volks-
wirtschaften ein fragliches Aus-
wahlkriterium gab Prof.
Hé&ublein (Salzburg) zu beden-
ken. Auch Gold, so wurde ein-
gewandt, sei eine spekulative
Anlage. Sie kdnne indessen ge-
trost als sicherer eingestuft wer-
den, als etwa eine Staatsanleihe
aus Griechenland oder Portugal.

Ein weiteres Diskussionsfeld
eroffneten Prof. Jacoby (Biele-
feld) und Prof. Armbrister (Ber-
lin), die sich gegen die BGH-
Rechtsprechung wandten, wo-
nach der Verband fir die be-
schlussweise  abgelehnte In-
standsetzung  von  Gemein-
schaftseigentum keine Organhaf-
tung treffe, wenn die Beschlusse
nicht angefochten wurden (V ZR

Nach § 16 EnEV n.F. hat der
Verkéaufer einer Eigentumswoh-
nung einem potentiellen Kaufer
spatestens bei der Besichtigung
einen Energieausweis oder eine
Kopie hiervon vorzulegen. Fin-
det keine Besichtigung statt, hat
die Vorlage auf Verlangen des
Kaufinteressenten oder nach
dem Verkauf zu erfolgen. Das
gleiche gilt im Verhéltnis Ver-
mieter-Mieter entsprechend. Der
Verstol3 hiergegen stellt nach §
27 Abs. 2 Nr. 4 EnEV eine Ord-
nungswidrigkeit dar. Die novel-
lierte EnEV tritt sechs Monate
nach der Verkiundung im Bun-
desgesetzblatt in Kraft
(www.bundesregierung.de).

94/11 - ZIV 2012, 59). Haften
sollten vielmehr in diesem Fall
die Eigentlimer, die fir die Be-
schlussablehnung  mit  ihrem
Stimmverhalten sorgten. Fur das
praktische Problem, wie man
ggf. im Anschluss an die Ver-
sammlung (oder Monate spater)
noch ermitteln konne, wer fir
und gegen den Antrag gestimmt
habe, konnte indessen auch kei-
ne ad hoc Lésung angeboten
werden.

Dr. Greiner wies in seinem Vor-
trag zur Verkehrssicherungs-
pflicht der WEG auf mdgliche
Deckungsliicken in den Versi-
cherungsvertrédgen hin. Vielfach
wirden die Betriebsvielschutz-
versicherungen nur das Biro des
WEG-Verwalters, nicht aber die
Tatigkeit des WEG-Verwalters
abdecken, so dass kein Haf-
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tungsschutz fur die Durchfih-
rung von WEG-Versammlungen
in blrofremden Lokalitaten be-
stiinde. Ebenfalls Deckungslii-
cken offenbarten sich vielfach
bei der Geb&udehaftpflichtversi-
cherung. Diese wirde auch In-
standsetzungsmalRnahmen absi-
chern, dies jedoch nach den Ver-
sicherungsbestimmungen nur bis
zu einer Bausummenobergrenze
von (i.d.R.) 50.000 €. Daruber
musse die WEG eine sogenannte
Bauherrenhaftpflichtversiche-
rung abschlieRen, wolle sie ab-
gesichert sein.

)

L

Prof. Schneider (Berlin) berich-
tete vom bereits am 9.10.13 in
Kraft getretenen Gesetz zur Ein-
flhrung eines Datenbankgrund-
buchs (DabaGG). Die bisherig
elektronisch abgespeicherten
Grundbuchinformationen seien
nur elektronische Kopien der
Grundbuchunterlagen  (Bilder).
Kinftig sollen diese sukzessive
auch datenmaRig erfasst werden,
so dass auch eine Datenbankre-
cherche uber die Grundbuchda-
ten mdglich sein soll. Perspekti-
visch wiirde es dann auch analog
zum Handelsregister die Mdg-
lichkeit geben, nur einen aktuel-
len Ausdruck anzufordern, ohne
dass die historischen Daten mit

Ubermittelt wirden. Im Rahmen
des  Gesetzgebungsverfahrens
habe sich ein bundeseinheitli-
ches, zentrales Grundbuch eben-
so wenig durchsetzen kénnen,
wie eine Gestattung der Teil-
nahme am elektronischen

Grundbuchverfahren  fir  den
WEG-Verwalter.

Abgerundet wurde die
Veranstaltung  durch  einen

Vortrag von Dr. Casser zu den
nachwirkenden Pflichten des
ausscheidenden WEG-
Verwalters, der mit sehr viel
Erfahrungswerten vor allem in
taktischer Hinsicht wertvolle
Hinweise geben konnte.

Der BGH-Richter des V. Zivil-
senates Prof. Dr. Schmidt-
Réantsch gab schlieflich noch
einen Uberblick (iber die wich-
tigsten BGH-Entscheidungen der
vergangenen 12 Monate zum
WEG-Recht und diskutierte mit
den Teilnehmern auch sehr auf-
geschlossen (ber einzelne As-
pekte der Entscheidungen.

Die néchste Fischentagung fin-
det vom 22. bis 24.10.2014 statt
(www.esw-Deutschland.de).

Datum: 3.12.13
Beginn: 18 Uhr Vortrag
Beginn: 19.15 Abendessen

wortkarten folgen nach.

Mickenschlésschen Leipzig
Bankettsaal 1. OG
Waldstralle 86

04105 Leipzig

Jahresrickblick:

Referent: Rechtsanwalt Heinz G. Schultze

Weihnachtsverwalterstammtisch

Alle fur die Immobilienverwaltung wichtigen Gerichtsentscheidungen des Jahres 2013

Teilnahme Vortrag und/oder Abendessen nur nach verbindlicher Anmeldung. Gesonderte Einladungen mit Riickant-
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Anzeigen

Engagierte

Immobilien-Verwalter/in

mit Erfahrungen im WEG zur Verstarkung unseres Leipziger
Teams zum nachst méglichen Zeitpunkt gesucht.

Sie sind pflicht- und verantwortungsbewusst, flexibel, teamori-
entiert und kénnen selbsténdig arbeiten. Wir bieten Ihnen
einen vielfaltigen und abwechslungsreichen Aufgabenbereich.
Neben der Betreuung der Mieter unserer Wohnanlagen in
Leipzig und der damit anfallenden Tatigkeiten von der Vermie-
tung bis zur kompletten Abwicklung des Mietvertragsverhalt-
nisses, Ubernehmen Sie die gesamte Buchhaltung und die
Erstellung der Betriebs- und Jahresabrechnungen. Das
Mahnwesen, wie auch die Vorbereitung und Durchfiihrung
von Eigentimerversammlungen und die Umsetzung der ge-
fassten Beschliisse bearbeiten Sie eigenverantwortlich.

Vorteilhaft, jedoch nicht zwingende Voraussetzung waren
bereits vorhandene Kenntnisse mit der Immobiliensoftware
DOMUS 1000.

Sollten wir Ihr Interesse geweckt haben, freuen wir uns uber
lhre Bewerbung, per Email unter Immobilienverwalter-fuer-

Leipzig@gmx.de.

W

WINKLER

Immobilienkauffrau/-mann

mit Berufserfahrung in WEG-, SE-
und Mietverwaltung mit FS und PKW
fir Voll- oder Teilzeit von Leipziger
Hausverwaltung gesucht.

Wir bieten ein angenehmes Arbeits-
klima und eine abwechslungsreiche
Tatigkeit. Wenn Sie belastbar sind
und gern selbststandig arbeiten,
senden Sie bitte lhre Bewerbung mit
Gehaltsvorstellung per Mail an:

mailto:Info@Hausverwaltung-Leipzig.net.

Verbraucherpreisindex (VPI)

Die Liste des Verbraucherpreis-
index basiert auf dem Indexba-
sisjahr 2010. Im Februar 2013
erfolgte der Wechsel des Basis-
jahres 2005 auf 2010. Die Ande-
rung des Basisjahres findet alle 5
Jahre statt. Das statistische Bun-
desamt Uberarbeitet dabei auch
die statistischen Werte der letz-
ten 5 Jahre. Erforderlich wird
dies vor allem aufgrund eines
nachtraglich ermittelten, geén-
derten Verbraucherverhaltens.

Vorstehende Darstellungen be-
ziehen sich auf Vertrdge mit
Indexanpassung seit dem

1.1.2003. Fir altere Zeitrdume
kann die Ermittlung der Ande-
rung vor allem dann Schwierig-
keiten bereiten, wenn die Ver-
tragsparteien in der Vergangen-
heit es versdumt haben, eine
Anpassung durchzufiihren oder
ein anderer Index verwandt wur-
de. Das Statistische Bundesamt
bietet unter dem folgenden Link
einen Onlinerechner zur Berech-
nung von Schwellenwerten und
Veranderungsraten von Wertsi-
cherungsklauseln, die auf
Verbrauchpreisindizes basieren.

Hinsichtlich des vormals vom
Bundesamt fiir Statistik ermittel-
ten Index flr die Lebenshaltung
eines 4-Personen-Arbeitnehmer-
Haushalts wird auf die Umrech-
nungsmaglichkeit gemal BGH-
Urteil vom 4.3.2009 (XIl ZR
141/07), ZIV 2009, 47 verwie-
sen.

Soweit der Vertrag noch élter ist
und/oder andere Indizes verwen-
det wurden, berechnet das Statis-
tische Bundesamt gegen eine
Entgelt von 30 € auch diese
Teuerungsrate.
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Basis: 2010

2003 | 2004 | 2005 | 2006 | 2007 | 2008 | 2009 | 2010 | 2011 | 2012 | 2013
Januar 89,1 | 90,1 | 914 |93,1 | 94,7 |97,4 |98,3 |99,0 |100,7 | 102,8 | 104,5
Februar 89,6 1 90,3 {918 |935 | 951 |97,8 | 989 |994 |101,3|103,5] 105,1
Mérz 89,7 1 90,6 | 92,2 |935 |953 |983 |98,7 |999 |101,9 | 104,1 | 105,6
April 89,4 (90,9 | 92,0 | 938 [958 |981 |988 |100,0|101,9 | 103,9 | 105,1
Mai 89,2 (91,1 | 92,2 | 938 [958 |98,7 |98,7 |999 |101,9 |103,9 | 1055
Juni 89,5 (91,1 | 92,3 | 940 [958 |989 |990 |999 |102,0 |103,7 | 105,6
Juli 89,7 91,3 | 92,7 | 94,4 | 96,3 [995 | 99,0 |100,1 |102,2|104,1 | 106,1
August 89,7 91,4 | 928 | 94,2 | 96,2 (99,2 |99,2 |100,2 |102,3 | 104,5 | 106,1
September | 89,6 [ 91,2 | 929 939 |964 |99,1 |98,9 |100,1 1025 | 104,6 | 106,1
Oktober 89,6 | 91,3 | 93,0 [94,0 | 96,6 |989 |98,9 |100,2| 1025 |104,6
November | 89,4 | 91,1 | 92,7 |940 | 97,1 | 984 |98,8 |100,3|102,7 | 104,7
Dezember | 90,1 92,1 | 934 |94,7 |97,7 | 98,8 |99,6 |100,9 | 102,9 | 105,0
Verzugszinssatze
Der Glaubiger kann nach dem Falligkeit und Zugang einer nicht beteiligt sind, acht Pro-

Eintritt der Falligkeit seines
Anspruchs den Schuldner durch
eine Mahnung in Verzug setzen
(8 286 Abs. 1 S. 1 BGB). Der
Mahnung gleichgestellt sind die
Klageerhebung sowie der Mahn-
bescheid (8§ 286 Abs. 1 S. 2
BGB). Einer Mahnung bedarf es
nicht, wenn flr die Leistung eine
Zeit nach dem Kalender be-
stimmt ist, die Leistung an ein
vorausgehendes Ereignis an-
knupft, der Schuldner die Leis-
tung verweigert oder besondere
Griinde den sofortigen Eintritt
des Verzugs rechtfertigen (§ 286
Abs. 2 BGB).

Bei Entgeltforderungen tritt Ver-
zug spatestens 30 Tage nach

Rechnung ein; dies gilt gegen-
Uber einem Schuldner, der Ver-
braucher ist, allerdings nur,
wenn hierauf in der Rechnung
besonders  hingewiesen wurde,
(8 286 Abs. 3 S. 1 BGB).

Im Streitfall muss allerdings der
Glaubiger den Zugang der
Rechnung (n6tigenfalls auch den
darauf enthaltenen Verbraucher-
hinweis) bzw. den Zugang der
Mahnung beweisen.

Waéhrend des Verzugs ist eine
Geldschuld zu verzinsen (8 288
Abs. 1 S. 1 BGB). Der Verzugs-
zinssatz betrégt fir das Jahr funf
Prozentpunkte bzw. fir Rechts-
geschafte, an denen Verbraucher

zentpunkte (nur bei Entgelten)
Uber dem Basiszinssatz (8 288
Abs. 1S. 2 bzw. Abs. 2 BGB).
Der Basiszinssatz verandert sich
zum 1. Januar und 1. Juli eines
jeden Jahres um die Prozent-
punkte, um welche die Bezugs-
grole seit der letzten Verande-
rung des Basiszinssatzes gestie-
gen oder gefallen ist. Bezugs-
groRe ist der Zinssatz fur die
jungste  Hauptrefinanzierungs-
operation der Europdischen Zen-
tralbank vor dem ersten Ka-
lendertag des betreffenden Halb-
jahres (8 247 Abs. 1 S. 2, 3
BGB).

75



Zahlungsverzug: Hohe der Verzugszinsen

Zeitraum Basis- Verzugs- Entgelt ohne | Zeitraum Basiszins- Ver- Entgelt ohne
zinssatz zinssatz Verbrau- satz % zugs- Verbrau-
% % cherbeteili- zinssatz | cherbeteili-

gung % % gung %

1.1. bis 30.6.2002 2,57 7,57 10,57 1.1. bis 30.6.2008 3,32 8,32 | 11,32

1.7. bis 31.12.2002 | 2,47 7,47 10,47 1.7. bis 31.12.2008 | 3,19 8,19 | 11,19

1.1. bis 30.6.2003 1,97 6,97 9,97 1.1. bis 30.6.2009 1,62 6,62 | 9,62

1.7. bis 31.12.2003 | 1,22 6,22 9,22 1.7. bis 31.12.2009 | 0,12 512 | 8,12

1.1. bis 30.6.2004 1,14 6,14 9,14 1.1. bis 30.6.2010 0,12 512 | 8,12

1.7. bis 31.12.2004 | 1,13 6,13 9,13 1.7. bis 31.12.2010 | 0,12 512 | 8,12

1.1. bis 30.6.2005 1,21 6,21 9,21 1.1. bis 30.6.2011 0,12 512 | 8,12

1.7. bis 31.12.2005 | 1,17 6,17 9,17 1.7. bis 31.12.2011 | 0,37 537 | 837

1.1. bis 30.6.2006 1,37 6,37 9,37 1.1. bis 30.6.2012 0,12 512 | 8,12

1.7. bis 31.12.2006 | 1,95 6,95 9,95 1.7. bis 31.12.2012 | 0,12 512 | 8,12

1.1. bis 30.6.2007 2,7 17,7 10,7 1.1. bis 30.6.2013 -0,13 4,87 | 7,87

1.7. bis 31.12.2007 | 3,19 8,19 11,19 1.7. bis 31.12.2013 | -0,38 462 | 7,62

www.Kanzlei-schultze.de
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RRHLTZE S

Rechtsanwalte bzw. Rechtsanwaéltinnen unterliegen den berufsrechtlichen Regelungen der Bundesrechtsanwaltsordnung
(BRAO), der Bundesrechtsanwaltsgebiihrenordnung (BRAGO) bzw. fir seit 1.7.2004 erteilten Mandaten dem Rechtsan-
waltsverglitungsgesetz (RVG), den Berufs- und Fachanwaltsordnungen der Bundesrechtsanwaltskammer (BORA 2001 und
FAO) sowie den Standesregeln der Rechtsanwélte der Europdischen Gemeinschaft. Sémtliche berufsrechtliche Regelungen kon-
nen Sie unter www.Brak.de einsehen. ZURUCK

Hinweis zu Verlinkungen

Der verantwortlicher Seitenanbieter ist fiir Inhalte unmittelbar verlinkter Seiten nur dann verantwortlich, wenn er sich den Inhalt
zu eigen macht. Das ist der Fall, wenn er von diesen Inhalten positive Kenntnis hat und ihm méglich und zumutbar ist, die Nut-
zung rechtswidriger Inhalte zu verhindern. Fir Inhalte von Sites, die mit hier verlinkten Seiten verlinkt sind (tiefere Linkebenen)
haftet der verantwortliche Seitenbetreiber nicht. ZURUCK

Urheberrechtsschutz

Urheber des Bildmaterials:

Stadt Leipzig, Amt fir Geoinformation und Bodenordnung 2013
Udo Buttkus

Heinz G. Schultze

Die in der ZIV veroffentlichten Beitrage sind urheberrechtlich geschiitzt. Das gilt auch fiir die veroffentlichten Leit-
sétze, soweit es sich nicht um amtliche Leitsatze handelt. Der Rechtsschutz gilt auch gegentiber Datenbanken und
ahnlichen Einrichtungen. Kein Teil der ZIV darf ohne Genehmigung in Textform gleich in welcher Art und Weise
zum Zwecke der Weiterverbreitung vervielfaltigt oder datenbankmaBig zugénglich gemacht werden. ZURUCK
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